
 
Dringlicher Entschließungsantrag  
der Fraktionen der CDU und der FDP  
betreffend Arbeitslosengeld-II-Regelsätze sichern das  
Existenzminimum - Bildungspaket ermöglicht mehr  
Teilhabe und höhere Bildungschancen für Kinder von  
Arbeitslosengeld-II-Empfängern 
 
 
 
D e r   L a n d t a g   w o l l e   b e s c h l i e ß e n : 
 
1. Der Hessische Landtag stellt fest, dass eine Neuberechnung der Ar-

beitslosengeld-II (ALG-II)-Regelsätze aufgrund der fehlerhaften Er-
mittlung durch die damalige rot-grüne Bundesregierung erforderlich 
war. Durch das Urteil des Bundesverfassungsgerichts zur Neuberech-
nung der ALG-II-Regelsätze wurde diese seit langer Zeit vom Land 
Hessen vertretene Auffassung bestätigt. Die Bundesregierung hat nun 
in einem transparenten Verfahren die Vorgaben des Bundesverfas-
sungsgerichts angemessen umgesetzt. Die Neuberechnung der ALG-
II-Regelsätze ist anhand objektiver Kriterien, die sich an der Ein-
kommens- und Verbraucherstatistik (EVS) des Jahres 2008 orientie-
ren, erfolgt. 

 
2. Der Hessische Landtag hält die Erhöhung des ALG-II-Regelsatzes 

insbesondere unter Beachtung des Lohnabstandsgebotes für angemes-
sen und stellt fest, dass mit den Regelsätzen das soziokulturelle Exis-
tenzminimum gesichert wird. Durch eine weitere Erhöhung der Sozi-
alleistungen würde das Lohnabstandsgebot nicht beachtet und falsche 
Anreize gesetzt werden. 

 
3. Der Hessische Landtag würdigt die Entscheidung der Bundesregie-

rung, entgegen der aktuellen Berechnung, die Regelsätze für Kinder 
von ALG-II-Empfängern nicht zu kürzen, sondern Familien vielmehr 
einen Vertrauensschutz zu gewähren. Dies entspricht der Schwer-
punktsetzung der Landesregierung im Bereich der Familienpolitik und 
dem Stellenwert, der Familien durch die Politik eingeräumt werden 
muss.   

 
4. Der Hessische Landtag begrüßt ausdrücklich das Bildungspaket der 

Bundesregierung. Durch die gezielte Förderung mit Sachleistungen, 
wie z.B. Lernförderung, Zuschüssen zum Mittagessen in der Schule, 
Förderung der Teilnahme am Vereinsleben und ein Schulbasispaket 
(Übernahme von Kosten für Schulmaterialien und Schulausflüge), 
werden Kindern von ALG-II-Empfängern mehr Teilhabe und höhere 
Bildungschancen ermöglicht.  

 
 
 
Begründung: 

Erfolgt mündlich.  
 
Wiesbaden, 30. September 2010 
 
Für die Fraktion der CDU Für die Fraktion der FDP 
Der Fraktionsvorsitzende: Der Fraktionsvorsitzende: 
Dr. Wagner (Lahntal) Rentsch 

Eingegangen am 30. September 2010   ·   Eilausfertigung am 30. September 2010   ·   Ausgegeben am 7. Oktober 2010  

Druck und Auslieferung: Kanzlei des Hessischen Landtags   ·   Postfach 3240   ·   65022 Wiesbaden  

Drucksache 18/2936  

 

 30. 09. 2010 
Zur Behandlung im Plenum 

vorgesehen 
 

18. Wahlperiode 
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